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Qualitätskontrollen und Abrechnungsprüfungen in Krankenhäusern durch den  
Medizinischen Dienst Nordrhein 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Eine qualitativ hochwertige und wirtschaftlich effiziente Krankenhausversorgung ist das Fun-
dament der gesundheitlichen Daseinsvorsorge in Nordrhein-Westfalen. Der aktuelle Jahres-
bericht des Medizinischen Dienstes (MD) Nordrhein für das Jahr 2024 legt jedoch strukturelle 
Mängel offen, die eine eingehende Bewertung durch die Landesregierung im Rahmen ihrer 
Planungshoheit erfordern.  
 
Laut vorliegender Statistik1 wurden im Jahr 2024 insgesamt 207 Qualitätskontrollen durchge-
führt. In etlichen Bereichen, in denen der MD Nordrhein Untersuchungen durchgeführt hat, 
konnten die Qualitätsanforderungen nicht erfüllt werden. Insbesondere die Versorgung von 
hüftgelenknahen Femurfrakturen (41/103), von Früh- und Reifgeborenen (10/15) sowie die 
Personalausstattung in Psychiatrien und Einhaltung der Psychosomatik-Richtlinien (26/29) 
wiesen in zahlreichen Fällen Qualitätsmängel auf. Parallel dazu ergab die Abrechnungsprü-
fung bei 166.798 kontrollierten Rechnungen eine Beanstandungsquote von 45,7 %, was zu 
Kürzungen in Höhe von 159,5 Mio. Euro führte.2 In über 60% der geprüften Abrechnungen gab 
es Beanstandungen in Bezug auf die Verweildauer der Patienten,3 was bedeutet, dass die 
vollstationäre Aufnahme entweder nicht notwendig gewesen wäre (primäre Fehlbelegung) 
oder ein Patient zu lange stationär behandelt wurde (Überschreitung der Grenzverweildauer).  
 
Da die Landesregierung bei der Sicherstellung der Versorgungsqualität eine maßgebliche Mit-
verantwortung trägt, ist sie zur Ausübung ihrer Auskunftsrechte gegenüber den Krankenkas-
sen und dem Medizinischen Dienst für eine detailliertere Datenabfrage berechtigt. 
 
 
Der Minister für Arbeit, Gesundheit und Soziales hat die Kleine Anfrage 7918 mit Schreiben 
vom 8. Juli 2026 namens der Landesregierung beantwortet. 
 

 
1 https://www.md-nordrhein.de/fileadmin/MD-Nordrhein/Downloads/5_Presse/Publikationen/MD.Nord-
rhein.Jahresbericht.2025.pdf 
2 Ebd. 
3 Ebd. 
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Vorbemerkung der Landesregierung 
 
Die Medizinischen Dienste in Nordrhein-Westfalen sind Körperschaften des öffentlichen 
Rechts. Damit unterliegen sie der Rechtsaufsicht des Ministeriums für Arbeit, Gesundheit und 
Soziales (MAGS). Eine Fachaufsicht über die Medizinischen Dienste durch das MAGS besteht 
nicht. Sie sind fachlich unabhängig. Informationsanforderungen gegenüber den Medizinischen 
Diensten sind durch die Rechtsaufsicht gedeckt und grundsätzlich nur insoweit zulässig, wie 
sie zur Wahrnehmung einer konkreten rechtsaufsichtlichen Aufgabe erforderlich sind. 
 
Das deutsche Gesundheitswesen ist im Bereich der Qualitätssicherung maßgeblich durch die 
Selbstverwaltung geprägt. Die konkreten Qualitätsanforderungen für Krankenhäuser und an-
dere Leistungserbringer werden insbesondere durch den Gemeinsamen Bundesausschuss 
(G-BA) festgelegt. Der G-BA beschließt hierzu verbindliche Richtlinien, Mindestanforderungen 
und Qualitätssicherungsmaßnahmen auf Grundlage des Sozialgesetzbuch Fünftes Buch 
(SGB V). 
 
Die vom G-BA beschlossenen Qualitätsvorgaben sind für die Leistungserbringer unmittelbar 
verbindlich und zum Teil mit gesetzlichen Sanktionsmechanismen verknüpft. Erfüllen Kran-
kenhäuser bestimmte Qualitätsvorgaben nicht, können insbesondere Vergütungsabschläge, 
Leistungsausschlüsse oder der Entzug bestimmter Leistungsbereiche folgen.  
 
Es handelt sich damit um ein weitgehend abgeschlossenes System der Selbstverwaltung. Die 
Umsetzung und Kontrolle der durch den G-BA festgelegten Qualitätsvorgaben erfolgt im We-
sentlichen innerhalb der Strukturen der gesetzlichen Krankenversicherung und der gemeinsa-
men Selbstverwaltung, insbesondere durch Krankenkassen, Medizinische Dienste und die 
hierfür vorgesehenen Qualitätssicherungsverfahren. Den Ländern kommt insoweit keine origi-
näre Zuständigkeit für die Durchsetzung der G-BA Vorgaben zu, ihre Einflussmöglichkeiten 
bestehen vor allem mittelbar im Rahmen der Krankenhausplanung. 
 
Die Krankenhausplanung der Länder dient der Sicherstellung einer bedarfsgerechten, leis-
tungsfähigen und flächendeckenden stationären Versorgung der Bevölkerung und ist damit 
zentraler Bestandteil der staatlichen Daseinsvorsorge. Die Länder nehmen mit der Kranken-
hausplanung daher eine eigenständige staatliche Daseinsverantwortung für die stationäre Ge-
sundheitsversorgung wahr. Diese planerische Verantwortung besteht parallel zum bundes-
rechtlich geprägten System der Qualitätssicherung durch die gemeinsame Selbstverwaltung 
und kann durch qualitätsbezogene Erkenntnisse beeinflusst werden, ohne dass die Länder 
selbst für die G-BA gestützte Qualitätssicherung originär zuständig sind. 
 
 
1. In welcher konkreten Weise wurden Anforderungen bei den Qualitätskontrollen 

durch den Medizinischen Dienst Nordrhein in Krankenhäusern in den jeweils un-
tersuchten Bereichen nicht erfüllt? (Bitte aufschlüsseln nach untersuchtem Be-
reich und jeweils festgestellten Mängeln) 

 
2. In wie vielen Fällen der vom Medizinischen Dienst Nordrhein geprüften Kranken-

hausabrechnungen wurde eine Überschreitung der Grenzverweildauer festge-
stellt? 

 
3. In wie vielen Fällen der vom Medizinischen Dienst Nordrhein geprüften Kranken-

hausabrechnungen wurde eine primäre Fehlbelegung festgestellt? 
 
Die Fragen 1-3 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam beantwortet. 
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Es wird auf die Vorbemerkung der Kleinen Anfrage verwiesen. Daten liegen der Landesregie-
rung nicht vor. 
 
 
4. Wie bewertet die Landesregierung die Tatsache, dass über 45% der geprüften Ab-

rechnungen der Krankenhäuser vom Medizinischen Dienst Nordrhein beanstandet 
wurden? 

 
Die Beanstandungsquoten der Krankenhausabrechnungen sind vor dem Hintergrund der 
Prüfsystematik zu betrachten. Bestehen aus Sicht der Krankenkassen Zweifel an der sachlich-
rechnerischen Richtigkeit oder an der medizinischen Notwendigkeit der abgerechneten statio-
nären Leistung, kann sie eine Prüfung durch den Medizinischen Dienst veranlassen. 
 
Mit dem MDK-Reformgesetz wurden quartalsbezogene Prüfquoten eingeführt. Diese Quoten 
legen fest, wie viele Rechnungen Krankenkassen durch den Medizinischen Dienst prüfen kön-
nen. Maßgeblich ist dabei der Anteil unbeanstandeter Rechnungen aus den vorherigen Prü-
fungen durch den Medizinischen Dienst.  
Aktuell dürfen bis zu fünf Prozent der Schlussrechnungen für vollstationäre Krankenhausbe-
handlungen geprüft werden, wenn der Anteil unbeanstandeter Abrechnungen bei 60 Prozent 
oder mehr liegt. Bis zu zehn Prozent der Schlussrechnungen dürfen geprüft werden, wenn der 
Anteil unbeanstandeter Abrechnungen zwischen 40 Prozent und unterhalb von 60 Prozent 
liegt. Liegt der Anteil unbeanstandeter Abrechnungen unterhalb von 40 Prozent, dann können 
bis zu 15 Prozent der Rechnungen zur Prüfung an den Medizinischen Dienst weitergeleitet 
werden. 
 
Die Prüfquoten führen dazu, dass Krankenkassen ihre Prüfungen gezielt einsetzen, da sie nur 
einen begrenzten Anteil an Rechnungen prüfen dürfen und zusätzlich Aufwandspauschalen 
zahlen müssen, wenn sich eine Prüfung als unbegründet herausstellt. Da sich die Prüfungen 
vor allem auf Fälle mit konkreten Auffälligkeiten konzentrieren, ergeben sich die Beanstan-
dungsquoten. 
 
 
5. Wie bewertet die Landesregierung die auffallend hohen Anteile nicht erfüllter An-

forderungen in mehreren im Rahmen der Qualitätskontrollen untersuchten Berei-
chen? 

 
Die Anteile nicht erfüllter Anforderungen, die der Medizinische Dienst im Rahmen der Quali-
tätskontrollen festgestellt hat, werden als verbesserungsbedürftig, aber behandelbar, gese-
hen, da die Qualitätsprüfungen auf den gesetzlichen Vorgaben und Qualitätsanforderungen 
basieren. 
 
Das MAGS befindet sich mit den anderen Ländern im Austausch, um die bundesrechtlichen 
Qualitätsvorgaben mit den Gegebenheiten und Anforderungen in den Krankenhäusern vor Ort 
in Einklang zu bringen. Ziel ist es, eine praxistaugliche Qualitätssicherung und eine qualitative 
Sicherstellung der stationären Versorgung in Nordrhein-Westfalen zu erreichen. 
 
Die angesprochenen Ergebnisse können nur einzelfallbezogen für die jeweiligen Qualitätsan-
forderungen und entsprechender Ursachen für eine Nichterfüllung betrachtet und bewertet 
werden. 
 
 


